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Auf scharfe Kritik in der loka-

len japanischen Bevölkerung, 

den Verwaltungen der be-

troffenen Gemeinden und so-

gar in der traditionell indust-

rienahen japanischen Atomre-

gulierungsbehörde NRA stößt 

das „Experiment“ des japani-

schen Umweltministeriums, ver-

seuchten Bodenaushub aus den 

Dekontaminierungsarbeiten in 

der Präfektur Fukushima beim 

Straßen- und Deichbau sowie 

in Fundamenten von öffentli-

chen Bauten „konstruktiv“ zu 

verwerten. Das hatte das Mi-

nisterium am 30. Juni 2016 

offiziell beschlossen, um die 

durch die Dekontaminations-

versuche in der Präfektur Fu-

kushima, dem Abtragen ver-

seuchter Erdschichten, durch 

die Ansammlung radioaktiver 

Ernteprodukte und Laub an-

fallenden Mengen an Atom-

müll zu „entsorgen“. Die Ver-

wertung der Materialien wur-

de erlaubt, solange der Boden 

nicht mehr als 8.000 Becquerel 

Radiocäsium pro Kilogramm 

enthält. In einer nicht öffent-

lichen Sitzung des Ministeri-

ums wurde das entschieden, 

obwohl dies im Widerspruch 

zu den Dekontaminationskri-

terien für landwirtschaftliche 

Böden steht. Das hatte die ja-

panische Zeitung The Maini-

chi am 5. Juli 2016 berichtet. 

Das japanische Gesetz über 

die Regulierung von Kernma-

terial, Kernbrennstoff und Re-

aktoren legt dagegen für die 

Wiederverwertung von Metal-

len und anderen Materialien 

aus der Stilllegung von Kern-

reaktoren einen Höchstwert 

von 100 Becquerel pro Kilo-

gramm (Bq/kg) fest. Materia-

lien, bei denen dieser Wert 

überschritten wird, sollen als 

„radioaktive Abfälle in der 

Erde begraben werden“, wie 

The Mainichi schreibt. Be-

gründet wurde der Wert von 

100 Bq/kg mit Standards der 

Internationalen Strahlenschutz-

kommission (ICRP), denen zu-

folge eine damit verbundene 

jährliche Strahlenbelastung von 

bis zu 0,01 Millisievert (mSv) 

zu vernachlässigbaren Risiken 

führen soll. 

Im Dezember 2011 erlaubte 

das japanische Umweltminis-

terium, auf Drängen der be-

troffenen Gemeinden die Wie-

derverwertung von Beton-

Trümmern und andere Abla-

gerungen aus dem großen 

Erdbeben in Ost-Japan im 

Frühjahr 2011 und dem nach-

folgenden Tsunami bis zu ei-

ner Grenze von 3.000 Bq/kg 

Radiocäsium (Cäsium-137 plus 

Cäsium-134). Laut Dokumen-

ten, die in Reaktion auf For-

derungen nach Informationen 

freigegeben und von Mainichi 

Shimbun veröffentlicht wur-

den, sind in Minamisoma so-

wie in den Städten Namie und 

Naraha etwa 350.000 Tonnen 

dieser Art von Trümmern ver-

baut worden. 

Nach im Januar 2012 in Kraft 

getretenen Sondermaßnahmen 

zur Dekontaminierung infolge 

der Katastrophe von Fukushi-

ma, werden Abfälle, deren 

Strahlenbelastung 8.000 Bq/kg 

übersteigt, als Abfälle gekenn-

zeichnet und müssen geson-

dert behandelt werden. Abfäl-

le mit Aktivitäten darunter 

dürfen dagegen wie normale 

Abfälle behandelt werden. Bei 

8.000 Bq/kg werde die Strah-

lenbelastung für den einfachen 

Bürger damit auf 1 Millisie-

vert jährlich begrenzt, heißt es. 

Den Widerspruch zwischen den 

beiden Normen 100 und 8.000 

Bq/kg hatte das Umweltminis-

terium früher damit erklärt, 

daß es sich dabei einerseits 

um „Wiederverwendung“ und 

im zweiten Fall um „Abfall-

entsorgung“ handele. Der neue 

Beschluß zur Wiederverwer-

tung kontaminierter Böden bis 

8.000 Bq/kg vom Juni 2016 

steht dazu im Widerspruch. 

Im April 2011 hatte zudem 

das japanische Ministerium 

für Landwirtschaft, Forstwirt-

schaft und Fischerei nach der 

Katastrophe von Fukushima 

den Reisanbau auf Nassfel-

dern mit mehr als 5.000 Bq/kg 

Bodenbelastung verboten. Wäh-

rend die Einschränkungen nur 

für ein Jahr galten, wurde das 

gleiche Kriterium für die an-

schließende „Dekontaminati-

on“ eingeführt, bei der Ober-

flächenböden von mehr als 

5.000 Bq/kg entfernt und 

Oberflächen mit darunter lie-

genden Aktivitätswerten „durch 

tiefere Erdschichten ersetzt“ 

werden, also umgegraben bzw. 

umgepflügt werden sollen. 

Die japanische Atomregulie-

rungsbehörde NRA kritisierte, 

es sei nicht klar, wie das Um-

weltministerium eine sichere 

Handhabung der kontaminier-

ten Materialien sicherstellen 

wolle, und wie lange sich das 

Ministerium dafür zuständig 

fühlen werde. Wenn die Stra-

ßen, Deiche und Bauten repa-

riert und nach einigen Jahr-

zehnten ersetzt werden müß-

ten, sei zu befürchten, daß die 

kontaminierten Materialien 

schließlich illegal in der Um-

welt deponiert oder ohne wei-

tere Kennzeichnung weiter 

genutzt werden. Das mache es 

notwendig, wieder zu einem 

Wert von 100 Bq/kg zurück-

zukehren. 

Am 6. Februar 2017 meldete 

The Mainichi nun, der Wert 

von 8.000 Bq/kg Radiocäsium 

sei wieder wegen starken lo-

kalen Widerstands auf den 

früheren Wert von 3.000 Bq/ 

kg gesenkt worden. 

Kommentar: 
Parallele in Deutschland 

Auch in Deutschland werden 

heute kontaminierte Materia-

lien wissentlich freigesetzt. 

Das betrifft rund 95 Prozent 

der Abrißmengen aus stillge-

legten Atomkraftwerken, nur 

5 Prozent sollen „endgelagert“ 

werden. Für die Wiederver-

wertung, die sogenannte un-

eingeschränkte Freigabe, dürfen 

diese Materialien der Strahlen-

schutzverordnung zufolge bis 

zu 600 Becquerel Cäsium-137 

pro Kilogramm und für die 

Beseitigung auf Deponien (ein-

geschränkte Freigabe) 10.000 

Bq/kg enthalten. Für Cäsium-

134 sind es noch einmal 200 

bzw. 10.000 Bq/kg die hinzu-

kommen dürfen. Die deutsche 

Strahlenschutzverordnung lis-

tet circa 300 Radionuklide auf 

und gibt Grenzwerte für die 

Freigabe vor. Zum Beispiel für 

Tritium, den radioaktiven Was-

serstoff, dürfen es demnach 

bis zu 1 Million Bq/ kg für die 

uneingeschränkte und bis 1 

Milliarde Bq/kg für die einge-

schränkte Freigabe sein. In 

Zahnspangen, Kochtöpfen, Heiz-

körpern und Baumaterialien 

können sich so große Mengen 

an Radioaktivität wiederfinden. 

Ein Becquerel (Bq) ist ein ra-

dioaktiver Zerfall pro Sekunde. 

Das ist eine gefährliche Ent-

wicklung. Th.D. 

The Mainichi, 05.07.2016: Reuse 

of radioactive soil feared to trig-

ger illegal dumping, 

http://mainichi.jp/english/articles/

20160705/p2a/00m/0na/012000c  

The Mainichi, 05.01.2017: Envi-

ronment Ministry deleted some of 

its remarks from minutes on con-

taminated soil meet, 

http://mainichi.jp/english/articles/

20170105/p2a/00m/0na/007000c  

The Mainichi, 09.01.2017: Nu-

clear watchdog questions Envi-

ronment Ministry's plan to reuse 

radioactive soil, 

http://mainichi.jp/english/articles/

20170109/p2a/00m/0na/012000c?

mode=print  

The Mainichi, 06.02.2017: Radia-

tion limit for contaminated soil in 

reuse experiment lowered after 

local opposition, 

http://mainichi.jp/english/articles/

20170206/p2a/00m/0na/009000c 

  

Folgen von Fukushima 
 

Verseuchter Boden aus 
Dekontaminierungsarbeiten in 
Fukushima wird in Straßen, 
Deichen und öffentlichen Bauten 
wiederverwendet 
 
„Freimessen“ auf japanisch 
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